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Eine typische Sessionswoche besteht nicht nur aus Ratsdebatten,
sondern auch aus Fraktions- und Informationstreffen
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Der Nationalrat wird durch eine Vertreterin der Grünen Partei
präsidiert, die Vizepräsidenten vertreten die CVP und die SP
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Stärke der Fraktionen im
National- und Ständerat
SVP: 62 (56/6)
SP: 57 (46/11)
CVP/EVP: 44 (31/13)
FDP: 41 (30/11)
Grüne: 17 (15/2)
GLP: 14 (12/2)
BDP: 10 (9/1)
MCG: 1 (1/0)

Präsident (Grüne)

1. Vizepräsident (CVP)

8 Stimmenzähler

Quelle: www.parlament.ch
2. Vizepräsident (SP)
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Die untenstehenden Geschäfte waren die bedeutendsten in der
Frühlingssession und werden nachfolgend vertieft

 Vereidigungen

 Erhöhung des Preises der Autobahnvignette

 Agrarpolitik 2014-2017

 Bürgerrechtsgesetz

 Beschaffung des Kampfflugzeuges Gripen

 Gewährleistung der Schwyzer Kantonsverfassung

 Einführung einer elektronischen Abstimmungsanlage im Ständerat

 Steuerabzüge von Aus- und Weiterbildungskosten

 Zulassungsbeschränkung für Spezialärzte

 Lebensmittelgesetz

 Swissnes Vorlage

 Diverse weitere Geschäfte
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Mit neu 59 Frauen von 200 Nationalräten ist deren Prozentsatz
auf knapp 30% angewachsen

8

Vereidigungen1

 Die Parlamentarier Peter Spuhler, Hildegard Fässler, Ursula Wyss und Franziska
Teuscher haben auf Beginn der Frühlingssession ihren Rücktritt bekannt gegeben.Worum es geht

 Am ersten Sessionstag wurden folgende vier Frauen als neue Nationalrätinnen
vereidigt (von links nach rechts): Aline Trede (Grüne, Bern) Nadine Masshardt
(SP, Bern), Claudia Friedl (SP, St. Gallen) und Verena Herzog (SVP, Thurgau).

Ergebnis in den
Räten

Quelle: NZZ, 4. März 2ß13
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Die Autobahnvignette kostet neu hundert Franken, womit sich
der bisherige Preis mehr als verdoppelt

 Dieses Geschäft wurde das erste Mal in der Sommersession 2012 im NR behandelt.
 Damals wurde beschlossen, den Preis der Autobahnvignette von heute CHF 40 auf CHF

70 zu erhöhen.
 Zudem sprach sich der Rat dafür aus, das Nationalstrassennetz über die Anträge hinaus

um die Autoverladestrecken am Lötschberg und am Vereina zu ergänzen.
 Der Ständerat beharrte auf einem Preis der Autobahnvignette von CHF 100 und strich die

beiden Autoverladestrecken am Lötschberg und am Vereina wieder aus der Vorlage.
 Während die Autoverladestrecken definitiv keinen Eingang in die Vorlage fanden, musste

der Nationalrat nun beschliessen, ob er den Preis der Autobahnvignette auf CHF 70, CHF
80 oder wie vom Bundesrat und Ständerat gefordert auf CHF 100 erhöhen wollte.
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Worum es geht

 Die Erhöhung des Preises der Autobahnvignette lehnt die SVP ab, da die Autofahrer
bereits heute über die Mineralölsteuern, den Mineralölsteuerzuschlag und die
Autobahnvignette mehr Geld für den Stassenverkehr beisteuern, als tatsächlich dafür
verwendet wird (Subventionierung des öffentlichen Verkehrs).

Position der SVP

 Eine Allianz von SP, CVP, FDP und vereinzelten SVPlern sprach sich für eine Erhöhung
des Preises der Autobahnvignette von heute CHF 40 auf CHF 100 aus und schwenkte
damit auf den Kurs von Bundesrat und Ständerat ein.

 Obwohl der Strassenverkehr bereits heute überbesteuert ist (ca. 115%), stimmten viele
Bürgerliche Politiker dieser massiven Erhöhung zu – vor allem jedoch aus
regionalpolitischen Überlegungen (siehe nächste Seite).

Ergebnis in den
Räten

Erhöhung des Preises der Autobahnvignette2
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Aufgrund regionaler Interessen haben einzelne SVP Vertreter der
Erhöhung der Autobahnvignette auf 100 Franken zugestimmt
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Erhöhung des Preises der Autobahnvignette2
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Von den Zuger
Nationalräten war ich
als Einziger gegen
eine Erhöhung auf
100 Franken

Quelle: www.parlament.ch

Erhöhung des Preises
der Autobahnvignette2
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Der Nationalrat sprach sich – wenn auch knapp – bei zahlreichen
Punkten zu Gunsten der Landwirtschaft aus

 Mit der Agrarpolitik 2014-2017 (AP 14-17) will der Bundesrat die Innovation in der Land-
und Ernährungswirtschaft stärker unterstützen, die Wettbewerbsfähigkeit weiter erhöhen
und die gemeinwirtschaftlichen Leistungen gezielter fördern.

 Zu diesem Zweck möchte er das heutige Direktzahlungssystem stark anpassen.
 Die AP 14-17 wurde in der Herbstsession 2012 zum ersten Mal im Nationalrat behandelt.
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Worum es geht

 In der Differenzbereinigung zwischen dem Ständerat und dem Nationalrat waren noch
zahlreiche unbereinigte Punkte offen. Unter anderem betr. der Milchverträge, der
Kontingente für Fleischimporte, dem Anbau von Futtergetreide sowie dem Gesamtbetrag
der Subventionen für die Jahre 2014 bis 2017.

Position der SVP

 Beide Räte beschlossen, dass einheimischen Schlachtbetrieben künftig wieder 40% der
Kontingente für Fleischimporte zugeteilt werden sollen, und dass der Anbau von
Futtergetreide staatlich gefördert werden soll.

 Beide Räte beschlossen, dass für reiche Bauern die Direktzahlungen nicht reduziert
werden. Allerdings sind auch beide Räte damit einverstanden, dass flächenmässig grosse
Betriebe weniger Zahlungen erhalten sollen.

 Im Sinne der Bauern beschlossen die beiden Räte, dass die Subventionen für die
Landwirtschaft insgesamt 13,83 Mrd. Franken für die Jahre 2014 bis 2017 betragen
sollen. Dieser Erhöhung um 160 Mio. Franken stimmte der Nationalrat mit 90 zu 87
Stimmen zu.

Ergebnis in den
Räten

Agrarpolitik 2014-20173
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Mit 90 zu 87 Stimmen hielt der Nationalrat an einer Erhöhung der
Subventionen um 160 Mio. Franken fest

13
Quelle: www.politnetz.ch

Agrarpolitik 2014-20173
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Obwohl die SVP beim Bürgerrechtsgesetz gewissen Punkte
durchbrachte, fiel das Endresultat enttäuschend aus

 Das Bürgerrechtsgesetz wird einer Totalrevision unterzogen. Nebst der Vereinfachung und
Harmonisierung der Einbürgerungsverfahren sowie der Angleichung des
Integrationsbegriffs an das Ausländerrecht will der Bundesrat grundsätzliche Neuerungen
einführen.

 So beispielsweise die Niederlassungsbewilligung als Voraussetzung für die ordentliche
Einbürgerung, die Herabsetzung der Aufenthaltsdauer von bisher zwölf Jahren auf neu
acht Jahre oder die Harmonisierung der kantonalen und kommunalen Wohnsitzfristen.
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Worum es geht

 Die SVP lehnte zahlreiche Vorschläge des Bundesrats ab, wie z.B. die Reduktion der
Aufenthaltsdauer von bisher zwölf Jahren auf neu acht Jahre.Position der SVP

 Der Nationalrat beschloss, dass ohne Niederlassungsbewilligung und guten
Sprachkenntnisse niemand mehr eingebürgert werden soll, und dass Erleichterungen für
Jugendliche sollen wegfallen sollen. Zudem soll die Aufenthaltsdauer von vorläufig
Aufgenommenen und Asylbewerbern neu nicht mehr angerechnet werden.

 Gleichzeitig wurde die Minimalaufenthaltsfrist jedoch von heute 12 auf neu 10 Jahre
gesenkt.

 Da auch weitere wichtige Forderungen der SVP, wie bspw. der Entzug des Bürgerrechts
für kriminell gewordene Eingebürgerte, nicht angenommen wurden, konnte die SVP der
Revision nicht zustimmen und enthielt sich am Schluss der Stimme.

 Dennoch wurde die Revision mit 80 zu 61 Stimmen bei 40 Enthaltungen angenommen.
 Die SVP-Forderungen werden nun im Ständerat wieder aufgenommen.

Ergebnis in den
Räten

Bürgerrechtsgesetz4
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Bei der Gesamtabstimmung über das Bürgerrechtsgesetz enthielt
sich die SVP Fraktion der Stimme
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Quelle: www.politnetz.ch

Bürgerrechtsgesetz4
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Der Kauf des Kampfflugzeuges Gripen steht auf wackeligen
Füssen, nachdem der Ständerat knapp die Finanzierung verweigerte

 22 Kampfflugzeuge des Typs Gripen E (Einsitzer) sollen die veralteten F-5 Tiger der
Luftwaffe ersetzen. Zusammen mit den 33 F/A-18, die bis nach 2030 im Einsatz stehen
werden, sollen sie dazu beitragen, die souveränen Rechte im Luftraum mittels
Überwachung, Luftpolizei und notfalls Luftraumverteidigung durchzusetzen.

 Der Gripen soll einerseits die Anforderungen zur Wahrung der Lufthoheit und Kontrolle
des Luftraumes erfüllen. Andererseits soll er dazu dienen, die Grundfähigkeiten zur
Luftaufklärung und zur Bekämpfung von Bodenzielen wieder aufzubauen.

 Die ausländischen Lieferanten verpflichten sich, den Vertragswert zu 100 Prozent bei der
Schweizer Industrie zu kompensieren.
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Worum es geht

 Bis auf wenige Ausnahmen unterstützt die SVP die Beschaffung des Kampfflugzeuges
Gripen sowie die Finanzierung über den Gripen-Fonds, einem Spezialfonds nach Artikel
52 des Finanzhaushaltgesetzes, so wie von Bundesrat Ueli Maurer vorgeschlagen.

Position der SVP

 Der Ständerat hat dem Kauf von 22 schwedischen Gripen zwar mit 22 zu 20 Stimmen
grundsätzlich zugestimmt, doch lehnte er es ab, die Gelder dafür freizugeben.

 Er löste die Ausgabenbremse zum Verpflichtungskredit von 3,126 Mrd. CHF trotz einer
Zustimmung mit 23 zu 19 Stimmen nicht, da für das Lösen der Ausgabenbremse ein quali-
fiziertes Mehr von 24 Stimmen im Ständerat (101 Stimmen im Nationalrat) nötig wäre.

 Die SP, die Grünen und die Grünliberalen lehnten den Gripen geschlossen ab.
 Zudem stimmten Christine Egerszegi (FDP, Aargau), Anne Seydoux (CVP, Jura) und This

Jenny (SVP, Glarus) gegen den Griupen. Abwesend waren Martin Schmid (FDP,
Graubünden) und Jean-René Fournier (CVP, Wallis).

Ergebnis in den
Räten

Beschaffung des Kampfflugzeuges Gripen5
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Das Wahlverfahren in der Schwyzer Kantonsverfassung soll
gemäss Bundesrat die Verfassung verletzten

 Im März 2011 haben n 60 Prozent der Schwyzer die Verfassung gutgeheissen.
 Am 15. August 2012 teilte der Bundesrat mit, dass die neue Schwyzer Kantonsverfassung

in einem Punkt nicht bundesrechtskonform sei. Die Schwyzer Verfassung sieht vor, dass
jede Gemeinde einen Wahlkreis bildet und mindestens auf einen Sitz im Kantonsrat
Anspruch hat. Diese Bestimmung bewirkt, dass in einer grossen Zahl von Gemeinden
politische Minderheiten eine hohe Hürde zur Wahl in den Kantonsrat haben.

 Der Bundesrat stützt sich auf das Bundesgerichts, welches ein natürliches Quorum von
über 10 Prozent als mit dem Proporzwahlverfahren grundsätzlich nicht vereinbar einstuft.
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Worum es geht

 Die SVP setzt sich für die volle Gewährleistung der Schwyzer Kantonsverfassung ein.
 Das Bundesgerichtliche Urteil mutet aus Sicht der SVP willkürlich an, liegt doch das

Quorum bei der vom Bundesgericht zugelassenen Majorzwahl sogar bei über 50%.
 Die Nationalräte werden nach dem gleichen System gewählt wie die Schwyzer

Kantonsräte. Das nationalrätliche Wahlverfahren wurde bisher jedoch nie kritisiert.

Position der SVP

 Der Ständerat beschloss am 27. November 2012 mit 24 zu 20 Stimmen die Schwyzer
Kantonsverfassung vollständig zu gewährleisten.

 Der Nationalrat beschloss am 11. März 2013 mit 94 zu 92 Stimmen die Schwyzer
Kantonsverfassung nur teilweise zu gewährleisten.

 Der Ständerat beschloss am 14. März 2013 mit 24 zu 18 Stimmen die Schwyzer
Kantonsverfassung vollständig zu gewährleisten.

 Der Nationalrat beschloss am 18. März 2013 mit 100 zu 91 Stimmen die Schwyzer
Kantonsverfassung nur teilweise zu gewährleisten. Der Kanton Schwyz muss somit sein
Wahlrecht gemäss dem Bundesgerichtsentscheid anpassen.

Ergebnis in den
Räten

Gewährleistung der Schwyzer Kantonsverfassung6
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Die SVP vertrat klar die Meinung, dass sich das eidg. Parlament
nicht durch das Bundesgericht bevormunden lassen darf
(Abstimmung vom 11. März)
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Quelle: www.politnetz.ch

Gewährleistung der Schwyzer Kantonsverfassung6
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Unter den
bürgerlichen Parteien
verweigerten
besonders die GLP,
die BDP und die FDP
dem Kanton Schwyz
die Gewährleistung
der Kantons-
verfassung

Quelle: www.parlament.ch

Gewährleistung der Schwyzer
Kantonsverfassung6
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Im dritten Anlauf beschloss der Ständerat in Zukunft
elektronisch abzustimmen und gewisse Resultate zu publizieren

 In der Sommersession 2012 befürwortete der Ständerat knapp mit 22 zu 21 Stimmen die
Einführung einer elektronischen Abstimmungsanlage (Vorstoss von This Jenny).

 In der Wintersession 2012 beschloss der Ständerat mit 25 zu 20 Stimmen, auch künftig
per Handheben, ohne Bekanntgabe des Abstimmungsverhaltes, abzustimmen und lehnte
den Vorstoss von This Jenny ab.

 Anschliessend an diese Abstimmung stellte This Jenny einen Antrag, auf dieses Geschäft
in der Frühlingssesion 2013 nochmals zurückzukommen. Dieser wurde mit 23 zu 20
stimmen angenommen.

20

Worum es geht

 Die Mehrheit der SVP Ständeräte unterstützte in der Sommersession 2012 sowie in der
Wintersession 2012 den SVP-Motionär, Ständerat This Jenny.Position der SVP

 Nach weiteren Zählpannen beschloss der Ständerat, künftig elektronisch abzustimmen.
Mit 27 zu 17 Stimmen wurde eine Änderung des Geschäftsreglements angenommen.

 Veröffentlicht werden im Ständerat aber nicht alle Abstimmungsresultate. Abstimmungen
zu einzelnen Punkten werden weiterhin nicht offiziell kommuniziert, sondern nur Gesamt-
und Schlussabstimmungen.

 Wann die Neuerung eingeführt wird, entscheidet das Ständeratsbüro.

Ergebnis in den
Räten

Einführung einer elektronischen Abstimmungsanlage im Ständerat7
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Vor der entscheidenden Abstimmung musste eine Abstimmung
aufgrund von Zählfehlern dreimal wiederholt werden

21

Einführung einer elektronischen Abstimmungsanlage im Ständerat7
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Neu sollen alle Aus- und Weiterbildungskosten unbegrenzt
abzugsfähig sein

 Im geltenden Steuerrecht können die Kosten für die mit dem gegenwärtigen Beruf
zusammenhängende Weiterbildung, für die durch äussere Umstände bedingte
Umschulung und für den beruflichen Wiedereinstieg vom Einkommen abgezogen werden.

 Neu sollen auch die Kosten für eine freiwillige berufliche Umschulung und für einen
Berufsaufstieg, unabhängig vom gegenwärtigen Beruf, abziehbar sein.

 Weiterhin nicht abziehbar bleiben die Kosten der Erstausbildung bis zum ersten Abschluss
auf der Sekundarstufe II.

 Während der Bundesrat für den Steuerabzug von Aus- und Weiterbildungskosten eine
Obergrenze von CHF 6‘000 vorschlug, erhöhte der Ständerat diese auf CHF 12‘000.

22

Worum es geht

 Die SVP setzt sich für einen unbegrenzten Steuerabzug ein.
 Würde man neu eine Steuerobergrenze einführen, wäre dies eine Verschlechterung

gegenüber heute, da neu alle Aus- und Weiterbildungskosten unter diese Obergrenze
fallen würden.

Position der SVP

 Entgegen dem Ständerat, welcher eine Obergrenze von CHF 12‘000 beschloss, entschied
sich der Nationalrat mit 103 zu 83 Stimmen keine Obergrenze festzusetzen.

 Somit werden Personen, welche während eines Jahres eine kompakte Aus- oder
Weiterbildung absolvieren, nicht gegenüber Personen, welche über eine längere
Zeitdauer eine Teilzeit-Aus- oder Weiterbildung durchführen, diskriminiert.

 Das Geschäft geht nun zurück in den Ständerat.

Ergebnis in den
Räten

Steuerabzüge von Aus- und Weiterbildungskosten8



TA / 22. März 2013

SVP, FDP und Teile der CVP unterstützten Steuerabzüge von Aus-
und Weiterbildungskosten in unbegrenzter Höhe (rot eingefärbt)

23
Quelle: www.politnetz.ch

Steuerabzüge von Aus- und Weiterbildungskosten8
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Der Ärztestopp wird um weitere drei Jahre verlängert, obwohl
dieses Notrecht nun schon seit mehr als 12 Jahren angewandt wird

 Seit Anfang 2012 ist ein erheblicher Anstieg der Anzahl Gesuche um Erteilung einer
Erlaubnis für die Leistungserbringung zulasten der obligatorischen
Krankenpflegeversicherung zu beobachten.

 Der Bundesrat schlug deshalb vor, die Beschränkung der Zulassung in der bis zum 31.
Dezember 2011 geltenden Form wieder einzuführen. Die Massnahme sollte auf drei Jahre
beschränkt sein.

 Die Gesetzesänderung soll rasch in Kraft treten, damit die Kantone, die sie benötigen,
über die erforderlichen rechtlichen Instrumente verfügen (Dringlichkeitsverfahren).

24

Worum es geht

 Seit 2001 besteht ein Zulassungsstopp, welcher jedoch wenig bis nichts gebracht hat.
 Die Zahl der Ärzte hat, gemessen an der Einwohnerzahl, in den vergangenen gut zwanzig

Jahren in unserem Land weit über 50 Prozent zugenommen. Die Ärztedichte ist sehr
unterschiedlich: Uri hat 1,3 Ärzte und Genf über 5 Ärzte pro 1000 Einwohner.

 Die SVP beantragte Nichteintreten mit dem Ziel langfristig die Aufhebung des
Vertragszwangs zu erreichen und kurzfristig die Tarife zu flexibilisieren (An Orten mit
Überangebot Senkung der Tarife, an Orten mit hoher Nachfrage, Erhöhung der Tarife).

Position der SVP

 Der Nationalrat stimmte der Wiedereinführung des Zulassungsbeschränkung für
Spezialärzte mit 103 zu 76 Stimmen zu und der Ständerat ebenfalls mit 22 zu 22 Stimmen
(Stichentscheid des Präsidenten).

 Allerdings beschloss die Sozialkommission des Ständerates (SGK) am Tag nach der
Abstimmung, zuerst noch zusätzliche Abklärungen vorzunehmen (u.a. Kompatibilität mit
dem bilateralen Abkommen mit der EU zum freien Personenverkehr).

Ergebnis in den
Räten

Zulassungsbeschränkung für Spezialärzte9



TA / 22. März 2013

SVP und FDP kämpften auf verlorenem Posten gegen die
Wiedereinführung der Zulassungsbeschränkung für Spezialärzte

25
Quelle: www.politnetz.ch

Zulassungsbeschränkung für Spezialärzte9
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Die Lebensmitteldeklarationspflichten wurden verschärft und die
Ergebnisse der Lebensmittelkontrollen werden neu einsehbar

 Der Bundesrat wollte mit dem Lebensmittelgesetz die Angleichung der technischen
Vorschriften über Lebensmittel anpassen, damit die Schweiz an den Systemen der
Lebensmittelsicherheit der EU teilnehmen könne.

 Aufgrund des Pferdefleisch-Skandals gab es jedoch zahlreiche Anträge, um die
Deklarationspflicht für Lebensmittel zu verschärfen.

26

Worum es geht

 Die SVP erachtete eine Revision aufgrund der zahlreichen Verschärfungen, der
Übernahme von EU-Recht und der mangelhaften Abstimmung mit der
Lebensmittelbranche für unnötig und lehnte die Totalrevision ab.

Position der SVP

 Der Nationalrat will grundsätzlich die Deklarationspflicht für Lebensmittel verschärfen.
 Neu soll bei vorverpackten Lebensmitteln für jeden Rohstoff die Herkunft angegeben

werden.
 Das Gesetz bringt auch Neues für Restaurant-Gäste. Wollen sie wissen, ob ein

Restaurant bei der Lebensmittelkontrolle bestanden hat, sollen sie dies künftig erfahren.
Der Nationalrat hat beschlossen, dass Lebensmittelbetriebe auf Verlangen Einsicht in die
Bescheinigung der Behörden gewähren müssen.

 Eine Aufweichung der Deklarationspflicht findet jedoch bei der Herkunft aus einem EU-
Land statt: Hier soll „EU“ als Herkunftsangabe neu genügen.

 Die Vorlage geht nun an den Ständerat.

Ergebnis in den
Räten

Lebensmittelgesetz10
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Die Swissness Vorlage ist weiterhin im Differenzbereinigungs-
verfahren, insbesondere betreffend der industriellen Produkte

 Der Nationalrat behandelte dieses Geschäft zum ersten Mal in der Frühlingssession 2012.
 Damals wurde beschlossen, dass Bestimmte Lebensmittel als "swiss made" verkauft

werden dürfen, wenn 60% des Gewichts der Rohstoffe für stark verarbeitete Lebensmittel
aus der Schweiz stammen. Für schwach verarbeitete Nahrungsmittel wurde ein
Mindestanteil von 80% festgelegt.

27

Worum es geht

 Ursprünglich unterstützte die SVP die Swissnes Vorlage. Allerdings wurden im Verlauf der
Verhandlungen die Hürden für den Stempel „swiss made“ immer weiter noch oben
verschoben.

 Insbesondere setzte sich die SVP für tiefere Hürden bei stark verarbeitete Lebensmitteln
sowie bei industriellen Produkten ein.

Position der SVP

 Der Nationalrat folgte mit 107 zu 80 Stimmen dem Ständerat, dass Lebensmittel künftig
dann als schweizerisch gelten sollen, wenn mindestens 80% des Gewichts der Rohstoffe
aus der Schweiz stammen. Für Rohstoffe, die es in der Schweiz nicht oder nicht in
genügender Menge gibt, gelten Ausnahmen. Ursprünglich hatte er für stark verarbeitete
Lebensmittel tiefere Hürden gewollt.

 Noch nicht einig sind sich die Räte, wann industrielle Produkte als "swiss made" verkauft
werden dürfen. Hier hat der Nationalrat an seiner strengeren Lösung festgehalten, dass
60% der Herstellungskosten in der Schweiz anfallen müssen . Der Ständerat – wie auch
die SVP – möchte diese Hürde bei 50% festsetzen.

Ergebnis in den
Räten

Swissnes Vorlage11
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Die Bürgerlichen Parteien sind sich betreffend des Nutzen des
Swissness Vorlage nicht einig

28
Quelle: www.politnetz.ch
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Diverse weitere Geschäfte

 Nach dem Nationalrat hat auch der Ständerat den Rahmenkredit für den IWF entgegen
dem Willen der SVP gutgeheissen. Allerdings haben beide Kammern den Betrag gekürzt -
von 15 Mrd. CHF, die der Bundesrat beantragt hatte, auf 10 Mrd. CHF. In der
Gesamtabstimmung genehmigte der Rat den Kredit mit 36 zu 4 Stimmen.

IWF
Rahmenkredit

 Der Nationalrat hat einer Motion aus SVP-Kreisen zur Senkung der Roaming-Gebühren
für Handybenutzer im Ausland mit grosser Mehrheit zugestimmt.

Roaming-
Gebühren

12

 Der Nationalrat macht Druck, um das Grenzwachtkorps weiter aufzustocken. Er gab mit
98 zu 89 Stimmen einem Vorstoss aus SVP-Kreisen Folge, die eine Gesetzesgrundlage
verlangt, damit das Korps genügend Personal rekrutieren kann.

Grenzwacht-
korps

 Nach dem Nationalrat und dem Bundesrat hat sich auch der Ständerat dafür
ausgesprochen, die Lex Koller beizubehalten. Damit können Personen aus dem Ausland
weiterhin nicht unbeschränkt in der Schweiz Grundstücke kaufen.

Lex Koller

 Die Polizei soll einen erweiterten Zugriff auf die Ausweisdatenbank ISA erhalten und zu
Fahndungszwecken Fotos einsehen können. Der Ständerat hat als Zweitrat eine Motion
von Andrea Geissbühler (SVP, BE) angenommen.

Ausweis-
datenbank

 Der Ständerat führte ein Verbot von Alkoholverkäufen im Detailhandel zwischen 22 und 6
Uhr ein. Im Kampf gegen Exzesse soll der Bundesrat Mindestpreise für Alkohol erlassen.
Das neue Alkoholgesetz geht nun an den Nationalrat.

Alkoholgesetz
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Diverse weitere Geschäfte

 Die grosse Regierungsreform, welche das Parlament während über einem Jahrzehnt
beschäftigte, ist definitiv gescheitert. Als letztes beerdigte der Ständerat in der
Frühlingssession im Sinne der SVP auch eine gesonderte Vorlage zur Verlängerung des
Bundespräsidiums auf zwei Jahre. Schliesslich schloss er auch noch das letzte Kapitel
der Staatsleitungsreform, indem er eine Standesinitiative des Kantons Tessin ablehnte,
welche eine Vergrösserung des Bundesrats auf neun Mitglieder verlangte. Von dem im
Jahr 2001 aufgegleisten Reformprojekt bleiben damit nur vier bis sechs zusätzliche
Staatssekretäre übrig.

Grosse
Regierungs-

reform

12

 Geeinigt haben sich National- und Ständerat bei der IV-Revision in einem Punkt: Die
Renten für Kinder von IV-Bezügerinnen und -Bezügern werden vorläufig nicht gekürzt.

 Eine volle IV-Rente soll gem. Ständerat künftig nur noch erhalten, wer zu mindestens 80%
(statt 70%) invalid ist. Weiter will der Ständerat auch eine Schuldenbremse für die IV. Das
Geschäft geht aufgrund dieser Differenzen nun zurück in den Nationalrat.

IV-Revision

 Der Streit zwischen Bundesrat und Parlament um das Armeebudget geht weiter. Nach
dem Willen des Nationalrates und der SVP soll der Ausgabenplafond auf 5 Mrd. CHF
erhöht werden und nicht bloss auf 4,7 Mrd. CHF, wie der Bundesrat dies möchte. Mit 99
zu 66 Stimmen bei 8 Enthaltungen stimmte die grosse Kammer einer Motion ihrer SiK zu.
Sagt auch der Ständerat Ja, wird der Bundesrat beauftragt, den Beschluss der
eidgenössischen Räte vom Herbst 2011 "ohne Abstriche umzusetzen".

Jährlicher
Ausgabenplafond
der Armee auf 5

Mia. Franken
belassen
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Diverse weitere Geschäfte12

 Der Ständerat will wie der Bundesrat und der Nationalrat an der allgemeinen Wehrpflicht
festhalten. Die kleine Kammer empfiehlt mit 34 zu 7 Stimmen ein Nein zur Volksinitiative
„Ja zur Aufhebung der Wehrpflicht“der GSoA. Das letzte Wort hat nun das Stimmvolk.

Volksinitiative:
Allgemeine
Wehrpflicht

 National- und Ständerat empfehlen dem Stimmvolk, die Initiative "Ja zur Hausarztmedizin"
abzulehnen. Beide Räte setzen auf einen direkten Gegenvorschlag. Beim Inhalt sind sie
sich allerdings noch nicht einig. Der Nationalrat stimmte in der Frühlingssession entgegen
dem Willen der SVP einer Version zu, die den Initianten stark entgegen kommt.

Volksinitiative:
Hausarztmedizin

 Der Nationalrat hat die Cleantech-Initiative der SP mit 111 zu 68 Stimmen abgelehnt. Das
Volksbegehren "Neue Arbeitsplätze dank erneuerbarer Energien" verlangt, dass bis 2030
die Hälfte des Energieverbrauchs aus erneuerbaren Energien stammt. Der Bund soll die
entsprechende Versorgung sicherstellen und erneuerbare Energien fördern. Es zeichnete
sich ein indirekter Gegenvorschlag mittels einer Änderung des Energiegesetzes ab.

Volksinitiative:
Cleantech

 Der Nationalrat hat sich am Donnerstag im Sinne der SVP für die Pädophilen-Initiative der
Organisation Marche Blanche ausgesprochen. Diese verlangt für pädosexuelle Straftäter
zwingend ein lebenslängliches Tätigkeitsverbot im Umgang mit Kindern. Der Rat konnte
sich nicht auf eine Version für einen Gegenvorschlag einigen und verwarf das Ansinnen
schliesslich ganz.

Volksinitiative:
Pädophile und

Arbeit mit
Kindern

 Der Ständerat empfiehlt die JUSO-Initiative "1:12 - Für gerechte Löhne" zur Ablehnung. Er
schloss sich damit mit 26 zu 10 Stimmen dem Nationalrat an. Die Initiative wird dem Volk
ohne Gegenvorschlag vorgelegt.

Volksinitiative:
1:12
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1. Wo befinden wir uns im Parlamentsjahr
2. Die bedeutendsten Geschäfte der Session
3. Besuch im Bundeshaus
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Ein Besuch im Bundeshaus ist während den Sessionen jederzeit
möglich – ich würde mich sehr darüber freuen!

Die nächsten Sessionen finden an folgenden Daten statt:
 Sondersession: 15. – 17. April 2013
 Sommersession: 03. – 21. Juni 2013
 Herbstsession:9. – 27. September 2013
 Wintersession: 25. November – 13. Dezember 2013

Ein Besuch im Bundeshaus ist wie folgt möglich:
 Als Gruppe bis max. 50 Personen:

– Anmeldung unter besucherdienst@parl.admin.ch oder 031 322 85 22
 Als Einzelperson oder Gruppe bis max. 4 Personen:

– E-Mail an mich: thomas@aeschi.com
– Individueller Besuch im Bundeshaus inkl. Besuch der Wandelhalle

33
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?
Haben Sie Fragen?


